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Verordnung über die Festsetzung eines Wasserschutzgebiets für das Wasserwerk 
Blumenthal der swb Netze Bremen GmbH & Co. KG 
 
 
Sachdarstellung 
Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr als Obere Wasserbehörde hat dem Senat am 
7. Januar 2014 den Entwurf der Verordnung über die Festsetzung eines Wasserschutzge-
biets für das Wasserwerk Blumenthal der swb Netze Bremen GmbH mit der Bitte um Kennt-
nisnahme des geplanten Erlasses der Verordnung vorgelegt. 
 
Die Senatsvorlage ist zur Kenntnisnahme beigefügt. 
Zu den Inhalten der einzelnen Regelungen der Verordnung wird auf den beigefügten Text 
der Verordnung verwiesen. 
 
 
 
Beschlussvorschlag 
Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie (L) nimmt den Be-
richt des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr zur Kenntnis. 
 
 
 
Anlagen: 

− Senatsvorlage vom 13.12.2013 
− Verordnung über die Festsetzung eines Wasserschutzgebiets für das Wasserwerk 

Blumenthal der swb Netze Bremen GmbH  
 



 
Vorlage 

für die Sitzung des Senats 
am 7. Januar 2014 

 
Entwurf einer Verordnung über die Festsetzung eines Wasserschutzgebiets für 
das Wasserwerk Blumenthal der swb Netze Bremen GmbH & Co. KG 
 
A. Problem: 

Die swb Netze GmbH & Co. KG (swb) als Bewilligungsinhaber für Grundwas-
serentnahmen in Bremen-Blumenthal hat im Oktober 2010 die Ausweisung ei-
nes Wasserschutzgebietes zum Schutz der Grundwasserförderung für die öf-
fentliche Trinkwasserversorgung der Stadtgemeinde Bremen beantragt. Die 
swb Netze GmbH & Co. KG betreibt auf bremischem Gebiet 7 Entnahmebrun-
nen (Brunnen 7, 8, 10, 14, 15, 16, 17). Für diese 7 Brunnen sind Entnahme-
mengen von insgesamt 5,2 Mio. m³ bewilligt worden, und zwar für die Brunnen 
7, 8, 10, 14 und 15 eine Fördermenge von 2,2 Mio. m³ und für die Brunnen 16 
und 17 jeweils 1,5 Mio. m³. Darüber hinaus betreibt die swb auf niedersächsi-
schem Gebiet die Brunnen 12, 18 und 19 mit einer bewilligten Entnahmemen-
ge von insgesamt 2,1 Mio. m³. 
 
Festgesetzt wird das Wasserschutzgebiet in seinem bremischen Teil gemäß 
§ 41 Bremisches Wassergesetz (BremWG) i.V.m. § 51 Wasserhaushaltsge-
setz (WHG) von der oberen Wasserbehörde durch Rechtsverordnung. Das 
neue Wasserschutzgebiet entspricht auf bremischer Seite überwiegend den 
Flächen des bereits seit 1986 festgesetzten Wasserschutzgebiets. Nun erfor-
derliche Anpassungen beruhen auf neuen geologischen Erkenntnissen und 
Berechnungen. 
 
Die Wasserschutzgebietsausweisung erstreckt sich darüber hinaus auch auf 
niedersächsisches Gebiet. Der in Niedersachsen gelegene Teil der Schutzzo-
ne IIIb war bereits 1986 unter Schutz gestellt worden. Die niedersächsische 
Verordnung wurde aber 1991 durch Gerichtsbeschluss für nichtig erklärt. 
 
Auf Grundlage eines Verwaltungsabkommens von 2003 zwischen den beiden 
Ländern Bremen und Niedersachsen erfolgte die Durchführung des Neuaus-
weisungsverfahrens federführend durch den Senator für Umwelt, Bau und 
Verkehr als obere Wasserbehörde. 
 
Der Kreistag des Landkreises Osterholz hat die Verordnung für den auf sei-
nem Gebiet liegenden Teil des Wasserschutzgebiets bereits am 10.10.2012 
beschlossen und am 24.08.2013 amtlich bekanntgemacht.  
 

B. Lösung: 
Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr (SUBV) erlässt die im Entwurf vor-
gelegte Verordnung über die Festsetzung eines Wasserschutzgebiets für das 
Wasserwerk Blumenthal der swb Netze Bremen GmbH & Co. KG (sh. Anla-
ge 1).  
 

Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr  Bremen, den 20.12.2013   
 Herr Musiol/Herr Kurk 
 Tel.:361-2292 
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Die örtliche Abgrenzung des Wasserschutzgebiets sowie die Bemessung der 
Schutzzonen erfolgten auf der Grundlage des vom Antragsteller vorgelegten 
hydrogeologischen Fachgutachtens. Die auf bremischem Stadtgebiet festzu-
setzende Wasserschutzzone IIIa (ca. 12,2 km²) ist rund 18% kleiner als die 
aktuell festgesetzte Schutzzone (ca. 15,0 km²). Dies ist zum einen dadurch 
begründet, dass sich die Entnahmemengen an den Entnahmebrunnen auf 
niedersächsischer Seite im Laufe der Jahre verändert haben und entspre-
chende neue Bewilligungen ausgesprochen wurden und sich dadurch die 
Schutzzonen leicht verschoben haben. Auf der anderen Seite haben sich die 
hydrogeologischen Untersuchungsverfahren deutlich verbessert. In früheren 
Jahren wurden bei der Abgrenzung von Wasserschutzgebieten die Schutzzo-
nen nach Grundwassergleichen-Plänen statistisch berechnet. Jetziger Stand 
der Technik für solche Berechnungen ist die Entwicklung von konkreten 
Grundwassermodellen. Dabei werden in Form einer Modellberechnung zu-
nächst der geologische Zustand des betroffenen Gebiets und der Ist-Zustand 
des Grundwassers abgebildet. Dann werden für jeden einzelnen Brunnen die 
in der Bewilligung festgelegten Entnahmemengen zugrunde gelegt und daraus 
ein Grundwasserströmungsmodell erstellt. Daraus ergeben sich die genauen 
Einzugsgebiete der einzelnen Brunnen, die Grundlage für die Festlegung der 
Schutzzone sind. Mit dieser Grundwassermodellierung erhält man im Gegen-
teil zur früheren Grundwassergleichenberechnung eine sehr exakte Schutzge-
bietsabgrenzung. 
 
Eine jüngst von dritter Seite beauftragte und zur Kenntnis gelangte Überprü-
fung der Antragsunterlagen zur Ausweisung des Wasserschutzgebietes hin-
sichtlich seiner hydrogeologischen Aspekte (vgl. Frage der CDU für die Frage-
stunde der Bremischen Bürgerschaft, Frage Nr. 4) durch das Büro für Umwelt- 
und Rohstoffgeologie bestätigt in der dem vorlegenden Ressort vorliegenden 
vorläufigen Kurzfassung zum Gutachten mit Stand vom 31.07.2013 die fachli-
che Korrektheit der dem Schutzgebietsverfahren zugrunde gelegten hydrogeo-
logischen Gutachten. 
  
Grundlage für die Festlegung der Verbote und Beschränkungen in dem beige-
fügten Verordnungsentwurf ist die „Verordnung über Schutzbestimmungen in 
Wasserschutzgebieten (SchuVO)“ des Niedersächsischen Ministeriums für 
Umwelt und Klimaschutz vom 09.11.2009 (Nds.GVBl. S. 431) sowie das Ar-
beitsblatt W 101 des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e.V. 
(DVGW). Mit dem Erlass der Verordnung werden Handlungen und Anlagen, 
die nachteilige Einwirkungen auf das Grundwasser haben können, aus vor-
sorglichen Gründen beschränkt oder verboten. 
 

C. Alternativen: 
Es werden keine Alternativen vorgeschlagen. 
 

D. Finanzielle, personalwirtschaftliche und genderbezogene Auswirkungen: 
Im Vergleich zur Schutzverordnung aus dem Jahre 1986 ist eine Veränderung 
des Aufwandes für die Anwendung und den Vollzug dieser Verordnung bei 
den Wasserbehörden nicht zu erwarten. 
 
Entsprechendes gilt ebenfalls für die betroffenen Grundstückseigentümer und 
Grundstücksnutzer.  
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Lediglich für die am südlichen Rand erstmalig unter Schutz gestellten Gebiets-
teile kommt es im Vergleich zum bisherigen Zustand zu einem finanziellen 
Mehraufwand im Bereich der Untersuchungshäufigkeit bei Betreibern von An-
lagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (z.B. Heizöltanks).  
 
Durch das Gesetz sind keine Auswirkungen auf die Verwirklichung der Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern zu erwarten. 
 
 

E.  Beteiligung und Abstimmung: 
Mit Schreiben vom 29.10.2010 sind die Träger öffentlicher Belange über das 
Verordnungsverfahren informiert worden und es ist ihnen Gelegenheit gege-
ben worden, Stellung zu nehmen, zudem sind die Unterlagen öffentlich ausge-
legt worden.  
 
Am 28.3.2011 wurden die Stellungnahmen, Anregungen und Bedenken erör-
tert. Das Anhörungsverfahren ist abgeschlossen.  
 
Die von den Trägern öffentlicher Belange vorgetragenen Anregungen und Be-
denken konnten weitgehend berücksichtigt werden.  
 
Den von privaten Einwändern vorgetragenen Bedenken konnte weitgehend 
entsprochen werden. Dies gilt insbesondere für ein im randlichen Bereich des 
Geländes der ehemaligen Baumwollkämmerei (BWK-Gelände) ansässiges 
Unternehmen. Nur wenige von privaten Einwändern vorgebrachte Anregungen 
und Bedenken müssen nach eingehender Würdigung wegen Unbegründetheit 
zurückgewiesen werden. Der grundsätzlichen Forderung eines Unterneh-
mens, das BWK-Gelände komplett aus dem Geltungsbereich der Verordnung 
herauszunehmen, kann nicht entsprochen werden.  
 
Nach intensiven Erörterungen mit dem SWAH und der Handelskammer Bre-
men konnten deren vorgetragene Bedenken gegen die Schutzgebietsauswei-
sung ausgeräumt werden.  
Die SK hat der Ausweisung zugestimmt. 
 

F.  Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfrei-
heitsgesetz: 
Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr wird die Öffentlichkeit über das In-
krafttreten der Verordnung informieren und den Verordnungstext nebst den 
Karten auf seiner Internetseite veröffentlichen. 
 
 

G.  Beschlussvorschlag: 
Der Senat nimmt den geplanten Erlass der vorgelegten Verordnung über die 
Festsetzung eines Wasserschutzgebiets für das Wasserwerk Blumenthal der 
swb Netze Bremen GmbH & Co. KG (Anlage 1) durch den Senator für Um-
welt, Bau und Verkehr als obere Wasserbehörde zur Kenntnis. 
 



 

V e r o r d n u n g  

 

über die Festsetzung eines Wasserschutzgebiets 
für das Wasserwerk Blumenthal der swb Netze Bremen GmbH & Co. KG 

 
Vom   2014 

 
 
Aufgrund der §§ 51 und 52 des Wasserhaushaltsgesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das 
durch Artikel 5 Absatz 9 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212) geändert worden ist, 
in Verbindung mit § 41 Absatz 1 des Bremischen Wassergesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 12. April 2011 (Brem.GBl. S. 262  2180-a-1) wird verordnet: 
 
 

§ 1 
Schutzzweck 

Für die der öffentlichen Wasserversorgung dienenden, auf den Flurstücken 6/7, 6/9 und 52/2 der 
Flur 153 und 26/15, 26/16 und 186/1 der Flur 146, Gemarkung Blumenthal und dem Flurstück 16/4 
der Flur 3, Gemarkung Beckedorf gelegenen Brunnen der swb Netze Bremen GmbH & Co. KG wird 
zum Schutz des Grundwassers vor nachteiligen Einwirkungen ein Wasserschutzgebiet zum Wohl 
der Allgemeinheit festgesetzt. 
 
 

§ 2 
Beschreibung der Schutzzonen 

(1) Das Wasserschutzgebiet gliedert sich in die Schutzzonen I (Fassungsbereich), II (engere 
Schutzzone), III A und III B (weitere Schutzzonen).  
 
(2) Das Wasserschutzgebiet Blumenthal liegt in der Stadtgemeinde Bremen in der Gemarkung 
Blumenthal sowie im Landkreis Osterholz in der Gemarkung Beckedorf. Auf bremischem Gebiet hat 
das Schutzgebiet eine Fläche von rund 12,2 km², auf niedersächsischem Gebiet eine Fläche von 
rund 19 km², insgesamt somit eine Fläche von rund 31,2 km². 
 
(3) Die Begrenzung des Wasserschutzgebietes und seiner Schutzzonen ist in der beigefügten 
Übersichtskarte zur Darstellung der Schutzgebietsgrenzen im Maßstab 1 : 25 000 (Anlage TWS 1), 
der Übersichtskarte zu den Detailplänen im Maßstab 1 : 25 000 (Anlage TWS 2), den Detailplänen 
im Maßstab von 1 : 5 000 (Anlagen TWS 3 Blätter Nummer 1 bis Nr. 26) sowie in der Übersichtskar-
te über die Schutzzonen I und II im Maßstab 1 : 14 000 (Anlage TWS 4) und den Detailplänen im 
Maßstab 1 : 5 000 (Anlage TWS 5 Blatt Nummer 1) und im Maßstab 1 : 2 500 (Anlage TWS 5 Blatt 
Nummer 2 und Nummer 3) eingezeichnet.  
 
(4) Die Grenzen des Wasserschutzgebietes Blumenthal werden wie folgt beschrieben: 
 

1. Begrenzung der Schutzzone I  
Die Grenze der Schutzzone I verläuft mit einem Radius von 10 m, gemessen vom Brun-
nen, allseitig um jeden der Grundwasserförderbrunnen.  
 

2. Begrenzung der Schutzzone II  
Schutzzone II – Brunnen BR 7, BR 8, BR 10, BR 12, BR 15, BR 18, BR 19 

Die Schutzgebietsgrenze beginnt an der Überführung der Autobahn A 270 über die 
Straße „Burgwall“, südwestlich der Brunnen BR 7 und BR 8. Von dort verläuft die Gren-
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ze in nordwestlicher Richtung am östlichen Ufer der Blumenthaler Aue entlang bis ca. 
15 m nördlich der Zufahrt zum Wasserwerk („Wasserwerksgang“). Dort knickt die Gren-
ze nach Nordosten ab, trifft nach ca. 50 m auf den Weg zwischen der Nordgrenze des 
Verwaltungsgebäudes und der Südgrenze der zugehörigen Garagen. Nach ca. weiteren 
50 m in nordöstliche Richtung knickt der Grenzverlauf an der Grenze zwischen den 
Flurstücken 5/3 und 6/8 nach Nordwesten ab. Nach knapp 100 Metern trifft die Schutz-
gebietsgrenze auf die etwa in südwestlich / nordöstlich verlaufende Grenze zwischen 
den Flurstücken 6/8 und 4. Sie biegt dann weiter nach Nordosten ab und verläuft für ca. 
150 Meter auf dieser Flurstücksgrenze bis zur Landesgrenze. Dort knickt der Grenzver-
lauf in westnordwestliche Richtung ab, um nach gut 30 Metern auf das Ostufer der Blu-
menthaler Aue zu treffen. Nahezu nach Norden ziehend verläuft die Begrenzung der 
Schutzzone auf einer Strecke von ca. 750 m entlang des Ostufers der Blumenthaler 
Aue. Östlich des Teiches am Blumenthaler Freibad biegt die Begrenzung der Schutzzo-
ne an der Grenze des Flurstückes 16/4 (Gemarkung Beckedorf) folgend zunächst in 
nordöstliche und östliche Richtung ab. An der Nordostecke des Flurstückes 16/4 biegen 
Schutzzonengrenze und Begrenzung des Flurstückes gleichlaufend nach Süden ab und 
verlaufen deckungsgleich entlang einer Strecke von ca. 750 m. Östlich des Brunnen 
BR 19 trifft die Schutzzonengrenze auf die Landesgrenze und verläuft auf dieser in 
westnordwestliche Richtung bis zur östlichen Grenze des Areals des Burgwallstadions, 
knickt dort nach Südosten ab, folgt der östlichen Begrenzung der Sportstätte, zieht sich 
so auf einer Strecke von ca. 400 m bis zu einer Einbuchtung der Landesgrenze in Höhe 
„Blumenthaler Löh“ (Nähe Brunnen BR 10) hin, folgt dann dem Verlauf der Landesgren-
ze zunächst auf einer Strecke von ca. 40 m nahezu in östlicher Richtung, um dann mit 
der Trasse der Landesgrenze nach Süden abzubiegen. Dort trifft die Schutzzonengren-
ze nach ca. 180 m auf die Nordgrenze der Trasse der Farge–Vegesacker–Eisenbahn. 
Dieser Nordgrenze der Eisenbahntrasse folgt die Schutzzonengrenze auf einer Strecke 
von ca. 300 m bis zum Fußgänger – Bahnübergang, biegt dort nach Nordost ab, folgt 
dabei auf einer Strecke von ca. 150 m der Ostgrenze eines vom Bahnübergang wegfüh-
renden Weges bis zum Weg „Blumenthaler Löh“, biegt dort an der Grenze zwischen den 
Flurstücken 15/1 (östlich) und 51 (westlich) nach Nordwesten ab. An der Nordgrenze 
des Flurstückes 51 biegt die Schutzzonengrenze Richtung Südwesten ab und folgt dann 
auf einer Strecke von ca. 400 m Luftlinie in grober Richtung West Flurstücksgrenzen 
bzw. Bewirtschaftungsgrenzen bis zum Ausgangspunkt an der Überführung der Auto-
bahn A 270 an der Straße Burgwall. 
  

3. Schutzzone II – Brunnen BR 16 
Die Schutzzonengrenze beginnt am Flurstück 1/3 an der Abzweigung der „Hinrich-
Dewers-Straße“ / „Am Alten Kamp“. Sie verläuft von dort in südsüdwestlicher Richtung 
an der Grenze des Flurstückes 1/3 / Hinrich-Dewers-Straße bis zum südlichen Ende des 
genannten Flurstückes und biegt dann zwischen dem Flurstück 1/3 und 1/2 in ostsüd-
östlicher Richtung ab und verläuft von dort jeweils an den südlichen Grenzen der mit 
dem 100 m Radius relevant angeschnittenen Flurstücke entlang einer Strecke von ca. 
120m, um an der östlichen Begrenzung des Grundstückes „Am Alten Kamp 20“ in nord-
nordöstlicher Richtung abzubiegen. Die Querung der Bahntrasse erfolgt von der Nord-
westgrenze des Grundstückes „Am Alten Kamp 18“ zur Südostgrenze des Grundstü-
ckes „Striekenkamp 18“, das mit seiner südlichen Grenze auf die westliche Verlänge-
rung der Briggstraße trifft. Dort verläuft die Grenze weiter in nordnordöstlicher Richtung 
an den Ostgrenzen der Flurstücke 167/1, 166/3 bis zur Straße „Striekenkamp“. Der wei-
tere Verlauf orientiert sich ca. 150 m in nordwestlicher Richtung an der Südwestgrenze 
der Straße „Striekenkamp“. An der östlichen Grenze des Grundstückes „Striekenkamp 
40“ biegt die Begrenzung in südsüdwestliche Richtung ab, knickt nach ca. 25 m in west-
liche Richtung gleichlaufend zur Flucht der östlichsten Lagerhalle des Grundstückes 
„Striekenkamp 40“ ab, schmiegt sich an der Ausdehnung dieser ersten Lagerhalle bis 
zum südlichen Ende einer westlich angrenzenden 2. Lagerhalle an, um dort auf einer 
Strecke von ca. 40 m nach Westen abzubiegen. Vom südwestlichen Eckpunkt der dorti-
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gen Lagerhalle wird die südsüdwestlich ausgerichtete Flucht eines Gebäudevorsprun-
ges genutzt, um die Querung der Bahntrasse in südlicher Richtung zu definieren, die bis 
zur südwestlichen Begrenzung des Flurstückes 205/19 reicht. An der südwestlichen 
Grenze dieses Flurstückes verläuft die Grenze weiter Richtung Südost, damit sich die 
Schutzzone II an der Abzweigung „Hinrich-Dewers-Straße“ / „Am Alten Kamp“ schließen 
kann.  
 

4. Schutzzone II – Brunnen BR 17 
Die Schutzgebietsgrenze verläuft von der nordwestlichen Ecke des Flurstückes 26/12 
an der „Rudolf-Breitscheid-Straße“ ca. 110 m in südöstlicher Richtung bis zur Südost-
ecke des Eck-Flurstückes 24/2 (Ecke „Besanstraße“). Dort knickt der Grenzverlauf nach 
Nordosten ab, bis zur Nordostecke des Flurstückes 24/2, quert von dort rechtwinkelig 
die „Besanstraße“, verläuft an der Südwestgrenze der „Besanstraße“ bis zur Westecke 
des Flurstückes 171, biegt in Richtung Südost ab, läuft entlang des Flurstückes bis zur 
Südostecke und biegt dort in Richtung Nordost. Weiter verläuft sie mit einer leichten Ab-
knickung ca. 75 m bis zur Straße „Stubbenstock“. Von dort zieht die Grenze in nord-
westliche Richtung zwischen der Straße „Stubbenstock“ und dem Flurstück 175/1, knickt 
an der Einmündung der Straße „Stubbenstock“ in die „Besanstraße“ in nordöstliche 
Richtung ab. Sie quert dann die Besanstraße in nordwestliche Richtung, trifft auf die 
Südecke des Flurstückes 16/22, schließt dieses komplett ein, knickt dann nach Nordos-
ten ab, verläuft bis zur Ostecke des Flurstückes 16/11, knickt nach Nordwesten ab und 
orientiert sich in nordwestlicher Richtung auf einer Strecke von ca. 150 m an den Flur-
stücksgrenzen, bis der Verlauf der Grenze auf die „Gösper Straße“ trifft. Der südwest-
lichste Bereich des Schulgrundstückes wird bis an das Schulgebäude heran in die 
Schutzzone II integriert. Nach 20 Metern weiter nordwestlich an der Kreuzung „Gösper 
Straße / Eggerstedter Straße“ wird die „Eggerstedter Straße“ in südwestliche Richtung 
gequert. Dort trifft der Grenzverlauf der Zone II auf die Grenze zwischen den Flurstü-
cken 29/15 und 29/14. Hier knickt der Verlauf in nordwestliche Richtung ab bis zur 
Nordwestecke des Flurstückes 29/14, biegt dort nach Südwesten ab und verläuft auf ei-
ner Strecke von ca. 130 m Richtung Südwest, bis zur Südwestecke des Flurstückes 
30/11, an welcher der Grenzverlauf Richtung Südosten abbiegt und wieder auf die 
„Gösper Straße“ trifft. Diese wird noch gequert, biegt an der Südostseite der „Gösper 
Straße“ nach Südwesten ab, schließt das Flurstück 26/2 ein und trifft wiederum auf das 
Flurstück 26/12. 
 

5. Umgrenzung des Schutzgebietes 
Die Begrenzung des Schutzgebietes beginnt am Weserufer, im Bereich Rönnebeck / 
Farge, südlich des Friedhofes, der zwischen „Kapellenstraße“ und „An der Amtsweide“ 
liegt. Von dort zieht die Begrenzung Richtung Norden, quert die Landesgrenze im Be-
reich des Standortübungsplatzes „Neuenkirchener Heide“ in ostnordöstliche Richtung, 
zieht dann in gleicher Richtung nahezu zentral durch Schwanewede hindurch, nördlich 
an Eggestedt vorbei, quert die Autobahn A 27, zieht sich weiter zwischen Hahle und 
Brundorf hindurch bis Ostermoor. Dort biegt die Begrenzung des Schutzgebietes in 
südwestliche Richtung ab und quert die Autobahn A 27 ca. 1 km nordöstlich von Ho-
hehorst. Westlich von Hohehorst biegt der Grenzverlauf in südsüdwestliche Richtung 
ab, westlich zunächst an Löhnhorst vorbei. Nordwestlich von Hammersbeck wird wieder 
Bremer Landesgebiet erreicht. Zwischen Hammersbeck und Fähr-Aumund verändert 
sich der Grenzverlauf in westsüdwestliche Richtung auf das Betriebsgelände der ehe-
maligen Bremer Wollkämmerei zu. Dort knickt der Grenzverlauf an der nordwestlichen 
Grenze der Werkshallen in südsüdwestliche Richtung ab und trifft nach ca. 500 m auf 
das nördliche Weserufer. Die Schutzgebietsgrenze verläuft von dort am nördlichen We-
serufer entlang in nordwestliche Richtung und trifft nach ca. 3 km in Rönnebeck / Farge 
wieder auf den Ausgangspunkt. 
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6. Grenze zwischen den Schutzzonen III A und III B 
Die Abgrenzung zwischen den Schutzzonen III A und III B beginnt im westlichen Bereich 
des Schutzgebietes ca. 200 m nordöstlich der Kreuzung „Am Schützenplatz“ / “Beton-
straße“ in Bremen Farge. Von dort zieht sich der Grenzverlauf auf einer Strecke von ca. 
1.100 m in nordöstliche Richtung und trifft dort nahezu senkrecht auf die Landesgrenze. 
Dort biegt die Grenze in südöstliche Richtung ab und verläuft ca. 500 m parallel zur 
Landesgrenze und schwenkt mit dem Verlauf der Landesgrenze nach Nordosten. Sie 
verläuft dann entlang einer Strecke von ca. 1000 m nahezu parallel zur Landesgrenze. 
Danach trennt sich der Verlauf der Schutzzonengrenze vom Verlauf der Landesgrenze 
und zieht sich zunächst ca. 600 m in nordnordöstliche Richtung und knickt dann in na-
hezu östliche Richtung  ab, um nach ca. 600 m wieder auf den Verlauf der Landesgren-
ze zu treffen. An der Straße „Am Waldweg“ biegt der Grenzverlauf in südwestliche Rich-
tung ab und verläuft ca. 500 m weiter in diese Richtung, knickt dort weiter in ostnordöst-
liche Richtung ab und verläuft in Abhängigkeit von der Gestaltung der Flurstücksgren-
zen auf einer Strecke von ca. 800 m auf einem Zickzackkurs, um an der Einmündung 
der Straße „Hamberger Weg“ (Schwanewede) / „An der Landesgrenze“ wieder auf die 
Landesgrenze zu treffen und für ca. 300 m dieser parallel in südöstliche Richtung bis zur 
Straße „Trenthöpen“ zu folgen. An dem Schnittpunkt der Landesgrenze und der Straße 
„Trenthöpen“ knickt die Grenze der Schutzzone III A nach Nordnordost ab, folgt auf ei-
ner Strecke von ca. 180 m der östlichen Begrenzung der Straße "Trenthöpen", um dann 
an der zum Gebäude des Schwaneweder Schützenvereins nach Osten verlaufenden 
Sackgasse, dieser folgend, ebenfalls nach Osten abzubiegen und dieser bis zum Ver-
einsgebäude zu folgen. Sowohl das Gebäude des Schützenvereins als auch die östlich 
angrenzenden, landwirtschaftlichen Bauwerke werden durch den Grenzverlauf aus der 
Schutzzone III A ausgegrenzt. Östlich der Gebäude verläuft ein Weg in östlicher Rich-
tung. Diesem folgt die Schutzzonengrenze bis zur Straße "Dreienkamp", biegt dort an 
der Westseite der Straße Richtung Südsüdost ab und nähert sich nach einer Strecke 
von ca. 220 m, bis auf wenige Meter wieder der Landesgrenze an. Anschließend zieht 
sich die Schutzzonengrenze weiter Richtung Südosten, südlich an Wölpsche vorbei und 
trifft nördlich von Hammersbeck wieder auf die äußere Grenze des Wasserschutzgebie-
tes. 
 
 

(5) Die genaue Begrenzung des Wasserschutzgebietes und seiner Zonen ist in den Karten, die Be-
standteile dieser Verordnung sind, dargestellt. Im Zweifel ist die Grenzziehung in den Kartenwerken 
maßgebend. Die genaue Grenze der jeweiligen Schutzzone verläuft auf der jeweils gekennzeichne-
ten Grundstücksgrenze oder, sofern die Schutzzonengrenze ein Grundstück schneidet, auf der dem 
Brunnen näheren Kante der gekennzeichneten Linie. 
 
(6) In die Beschreibung der Schutzzonenabgrenzung würde aus Gründen der vollständigen Darstel-
lung auch der niedersächsische Bereich einbezogen. Die Darstellung der Abgrenzung auf nieder-
sächsischem Gebiet hat lediglich informativen Charakter. 
 
 

§ 3 
Einsichtsnahme in die Verordnung 

Eine Ausfertigung der Verordnung sowie der Karten wird beim Senator für Umwelt, Bau und Ver-
kehr, Ansgaritorstr. 2, 28195 Bremen und eine weitere Ausfertigung beim Ortsamt Blumenthal, 
Landrat-Christians-Straße 107, 28779 Bremen verwahrt. Ausfertigungen dieser Verordnung und der 
Karten können bei diesen Behörden eingesehen werden. 
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§ 4 
Schutzbestimmungen 

(1) Die Schutzzone I darf nur zur Vornahme solcher Handlungen betreten werden, die erforderlich 
sind: 

1. zur Pflege der Schutzzone, 

2. für den Betrieb und die Überwachung der Wassergewinnungsanlagen, 

3. zur baulichen und betrieblichen Veränderung der Wassergewinnungsanlagen. 
 
(2) Die Anwendung von Pflanzenschutz-, Pflanzenhilfs- und Schädlingsbekämpfungsmitteln ist in 
der Schutzzone I verboten. Darüber hinaus ist jegliche Düngung untersagt, soweit sie nicht in gerin-
gen Mengen zur Erzielung einer geschlossenen Grasnarbe erforderlich ist.  
 
(3) Im Übrigen ist das Betreten der Schutzzone I durch Unbefugte verboten.  
 
(4) Die in den Schutzzonen II, III A und III B geltenden Verbote sowie die Handlungen und Anlagen, 
die einer Genehmigungspflicht unterliegen, ergeben sich aus der Anlage zu dieser Verordnung. Die 
Erteilung der Genehmigung steht im pflichtgemäßen Ermessen der zuständigen Behörde.  
Hierbei gilt, dass 

1. die mit einem „V“ bezeichneten Handlungen und Anlagen verboten sind, 

2. die mit einem „G“ gekennzeichneten Handlungen und Anlagen einer Genehmigungspflicht 
(beschränkt zulässige Handlungen) unterliegen und 

3. die mit einem „*“ gekennzeichneten Handlungen und Anlagen nicht den Schutzbestim-
mungen der Anlage zu dieser Verordnung unterliegen. 

 
(5) Verbote und Genehmigungsvorbehalte nach Absatz 4 gelten nicht für Nutzungen aufgrund einer 
mit Zustimmung der Wasserbehörde geschlossenen Vereinbarung über Einschränkungen bei der 
Bodenbewirtschaftung im Rahmen einer Kooperation nach den §§ 1 und 2 der Verordnung über die 
Finanzhilfe zum kooperativen Schutz von Trinkwassergewinnungsgebieten vom 3.September 2007 
(Niedersächsisches Gesetz- und Verordnungblatt S. 436). 
 
(6) Anforderungen aufgrund anderer Gesetze und Verordnungen sowie nach anderen Bestimmun-
gen des öffentlichen Rechts bleiben unberührt. Dies gilt insbesondere für  
 

1. die §§ 8,9 und 48 des Wasserhaushaltsgesetzes, 

2. die Anlagenverordnung, 

3. die Klärschlammverordnung, 

4. die Düngeverordnung, 

5. die §§ 6 bis 10 des Pflanzenschutzgesetzes und Anforderungen der Pflanzen-
schutz-Anwendungsverordnung, 

6. Anforderungen des Bremischen Waldgesetzes , 

7. Anforderungen nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz, 

8. Anforderungen nach dem Bundes-Bodenschutzgesetzes und der Bundes-
Bodenschutz- und Altlastenverordnung sowie 

9. Anforderungen nach § 64 der Bremischen Landesbauordnung. 
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§ 5 
Aufzeichnungspflichten 

(1) Wer landwirtschaftliche oder erwerbsgärtnerische Nutzflächen bewirtschaftet, ist verpflichtet, 
bezogen auf einen Schlag oder eine Bewirtschaftungseinheit die Stickstoff- und die Phosphorzufuhr 
(P2O5), den nach § 3 Absatz 3 Düngeverordnung ermittelten Nährstoffgehalt des Bodens und die 
Ertragserwartung aufzuzeichnen.  
 
(2) Die Aufzeichnungen über die Zufuhr von Stickstoff und Phosphor sind mindestens sieben Jahre 
lang nach Ablauf des Düngejahres aufzubewahren. 
 
 

§ 6 
Düngung 

(1) Wer landwirtschaftliche oder erwerbsgärtnerische Nutzflächen in einem Wasserschutzgebiet 
bewirtschaftet, ist verpflichtet, die Düngung dieser Flächen auf ein Gleichgewicht zwischen dem 
voraussichtlichen Nährstoffbedarf und der Nährstoffversorgung auszurichten. 
 
(2) Auf landwirtschaftlichen und erwerbsgärtnerischen Nutzflächen in einem Wasserschutzgebiet 
darf die Stickstoffzufuhr den Düngebedarf des betreffenden Düngejahres nicht überschreiten. Die 
Düngeempfehlung der Landwirtschaftskammer ist bei der Bemessung des Düngebedarfs zu beach-
ten. Auf hoch und sehr hoch mit Phosphor (P2O5) versorgten Böden ist die jährliche Nährstoffzufuhr 
für den zu düngenden Pflanzenbestand mit Phosphor (P2O5) auf die durchschnittliche Nährstoffab-
fuhr mit Ernteprodukten zu begrenzen. 
 
 

§ 7 
Einsichtnahme/Untersuchungen 

 (1) Auf Verlangen der Wasserbehörden hat die oder der nach § 5 Verpflichtete Einsicht in die Auf-
zeichnungen nach § 5 dieser Verordnung und nach § 6 Absatz 4 des Pflanzenschutzgesetzes zu 
gewähren oder diese unverzüglich vorzulegen. 
 
(2) Die Wasserbehörde kann anordnen, den Nitratgehalt durch Nmin-Untersuchungen oder gleich-
wertige Verfahren auf landwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch genutzten Böden zu bestimmen. 
 

 
§ 8 

Genehmigungen und Befreiungen 
(1) Die Wasserbehörde kann von den Verboten und Beschränkungen nach § 4 Absatz 1 bis 4 sowie 
den weiteren Duldungs- und Handlungspflichten nach dieser Verordnung im Einzelfall widerruflich 
und befristet eine Befreiung erteilen, wenn 

1. der Schutzzweck nicht gefährdet wird oder 

2. überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit dies erfordern. 

Eine Befreiung ist zu erteilen, soweit dies zur Vermeidung unzumutbarer Beschränkungen des Ei-
gentums erforderlich ist und hierdurch der Schutzzweck nicht gefährdet wird. 
 
(2) Die in der Anlage aufgeführten genehmigungspflichtigen Handlungen dürfen nur mit Genehmi-
gung der zuständigen Wasserbehörde vorgenommen werden. Die Genehmigung darf nur versagt 
werden, wenn eine der dort genannten Handlungen oder Maßnahmen auf das durch diese Verord-
nung geschützte Grundwasser nachteilig einwirken kann und diese Einwirkungen nicht durch Be-
dingungen oder Auflagen verhütet werden können.  
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§ 9 
Bestandsschutz 

Anlagen und deren Nutzungen, die am (Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung) rechtmäßig 
vorhanden oder erfolgt sind, jedoch den Vorschriften des § 4 nicht entsprechen, bleiben weiter zu-
gelassen. Die zuständige Wasserbehörde kann jedoch von Amts wegen oder auf Antrag der swb 
Netze Bremen GmbH & Co. KG die Änderung oder Beseitigung verlangen, wenn der Zweck dieser 
Verordnung es erforderlich macht. §°13 des Wasserhaushaltsgesetzes bleibt unberührt. 
 
 

§ 10 
Überwachung 

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten der im Wasserschutzgebiet liegenden Grundstücke 
haben zu dulden, dass Beauftragte der Wasserbehörde und der von ihnen ermächtigten Stellen 
nach vorheriger Ankündigung die Grundstücke betreten, um die Einhaltung der Schutzbestimmun-
gen nach § 4 zu überprüfen und um Maßnahmen durchzuführen, die zum Schutz der Wasserge-
winnungsanlagen erforderlich sind, zum Beispiel Aufstellen von Hinweisschildern und Zäunen, La-
gern von Hilfsstoffen zur Sicherung des Grundwassers, Entnahme von Bodenproben, Anlage und 
Betrieb von Grundwasserbeobachtungsbrunnen.  
 
(2) Bei Gefahr im Verzug bedarf es der vorherigen Ankündigung nicht. 
 
 

§ 11 
Entschädigung, Ausgleich 

(1) Stellt eine Schutzbestimmung dieser Verordnung eine unzumutbare Beschränkung des Eigen-
tums dar, sind die swb Netze Bremen GmbH & Co. KG verpflichtet, gemäß § 52 Absatz 4 des Was-
serhaushaltsgesetzes Entschädigung zu leisten. Die Höhe der Entschädigung wird auf Antrag ge-
mäß §§ 96 bis 98 des Wasserhaushaltsgesetzes von der Wasserbehörde festgesetzt, wenn zwi-
schen der swb Netze Bremen GmbH & Co. KG und den Beteiligten eine gütliche Einigung nicht er-
zielt werden kann. 
 
(2) Eine Ausgleichszahlung nach § 52 Absatz 5 des Wasserhaushaltsgesetzes ist zu leisten, wenn 
eine der in dieser Verordnung aufgeführten Schutzbestimmungen erhöhte Anforderungen festsetzt, 
die die ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche Nutzung eines Grundstücks beschränken 
oder mit zusätzlichen Kosten belasten.  
 
 

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 103 Absatz 1 Nummer 8 des Wasserhaushaltsgesetzes handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. einer Schutzbestimmung nach § 4 zuwiderhandelt, 

2. einer vollziehbaren Auflage in einer Genehmigung nach § 4 oder in einer Befreiung nach 
§ 8 zuwiderhandelt, 

3. den Aufzeichnungspflichten nach § 5 nicht nachkommt, entgegen § 5 Absatz 1 Auf-
zeichnungen nicht mit den vorgesehenen Mindestangaben führt oder entgegen § 5 Ab-
satz 2 Aufzeichnungen nicht mindestens sieben Jahre aufbewahrt oder  

4. bei einer Bewirtschaftung die Bestimmungen des § 6 nicht einhält. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 103 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes in den Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 1, 2 und 4 mit einer Geldbuße bis zu 50 000 Euro und in den Fällen  des 
Absatzes 1 Nummer 3 mit einer Geldbuße bis zu 10 000 Euro geahndet werden.  
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§ 13 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.  
 
(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes für das Was-
serwerk Blumenthal der Stadtwerke Bremen AG vom 11. November 1986 (Brem.GBl. S. 273  
2180-f-4) außer Kraft. 
 
 
Bremen, den       
 
 
Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 
- Obere Wasserbehörde - 
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Anlage  
(zu § 4 Absatz 4) 
 
 
 
 

 Zone 
II 
 

Zone 
III A 

Zone 
III B 

Abwasser 
 

   

1. Einleiten von Abwasser in den Untergrund 
 

   

 a) Versenken von Abwasser (einschließlich Oberflächenwasser) 
 

V V V 

 b) Einleiten (Versickern, Untergrundverrieselung) von industriellen 
und gewerblichen Abwässern in den Untergrund 
 

 
V 

 
V 

 
V 

 c) Einleiten (Versickern, Untergrundverrieselung) von häuslichem 
Abwasser in den Untergrund aus Kleinkläranlagen mit allgemei-
ner bauaufsichtlicher Zulassung 
 

V G G 

 d) Versickern des von Verkehrsflächen abfließenden Wassers auf 
Böschungen, in Mulden und Becken mit belebter Bodenzone 
 

V G G 

 e) Dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser auf Grundstü-
cken, die nicht ausschließlich der privaten Wohnnutzung dienen 
 

V G G 

2. Untergrundverrieselung, Versenken oder Versickern von Kühlwasser 
oder von Rücklaufwasser aus Wärmetauschanlagen (mit Ausnahme der 
unter laufende Nummer 52 genannten Anlagen) 
 

 
 

V 

 
 

V 

 
 

G 

3. Einleiten von Abwasser und des von Verkehrsflächen abfließenden 
Wassers in oberirdisches Gewässer 
 

 
V 

 
G 

 
G 

4. Bau von Abwasserkanälen nach dem Stand der Technik,  
 

 
 

 
 

 
 

 a) wenn der unteren Wasserbehörde die Dichtigkeit der Anlagen 
nachgewiesen wird 
 

 
V 

 
* 

 
* 

 b) wenn der unteren Wasserbehörde die Dichtigkeit der Anlagen 
nicht nachgewiesen wird 
 

 
V 

 
V 

 
V 

5. Bau von Abwasserbehandlungsanlagen und Abwassersammelgruben 
(mit Ausnahme der unter Nummer 1 genannten Anlagen) 
 

 
V 

 
G 

 
G 

6. Abwasserverregnung und Abwasserlandbehandlung  
 

V V V 

Land- und Forstwirtschaft sowie Erwerbsgartenbau 
 

   

7. Umbruch von Grünland zur Nutzungsänderung 
 

   

 a) Grünland, das aufgrund seiner natürlichen Standortgegebenhei-
ten keine ordnungsgemäße Ackernutzung zulässt (absolutes 
Grünland) 
 

 
V 

 
V 

 
V 

 b) Grünland, das eine ordnungsgemäße Grünland-, Acker- oder 
gärtnerische Nutzung zulässt (fakultatives Grünland) 

 
V 

 
G 

 
G 
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 Zone 
II 
 

Zone 
III A 

Zone 
III B 

 
8. Grünlanderneuerung, ausgenommen sind umbruchlose Verfahren 

 
G G G 

9. Brachen ohne gezielte Begrünung 
 

V V V 

10. Umbruch von Dauerbrachen vom 1. Juli bis 31. Januar  
Ausnahme: Umbruch mit nachfolgendem Anbau von Winterraps 

 
V 

 
V 

 
V 

      
11. Kahlschlag von forstlich genutzten Flächen 

 
   

 a) zur Änderung der Nutzungsart 
 

V V V 

 b) zu sonstigen Zwecken, wenn die Kahlschlagfläche 0,5 ha über-
schreitet 
 

 
G 

 
G 

 
G 

12. Zufuhr von jährlich mehr als 170 kg/ha Stickstoff aus organischen Dün-
gern tierischer oder pflanzlicher Herkunft auf landwirtschaftlichen oder 
erwerbsgärtnerischen Nutzflächen 
 

 
V 

 
V 

 
V 

13. Aufbringen von Gülle, Jauche, Silosickersaft, Gärresten und Geflügelkot 
sowie von gütegesicherten Grünabfall- und Bioabfallkomposten und 
Abfällen aus der Herstellung oder Verarbeitung landwirtschaftlicher Er-
zeugnisse mit einem wesentlichen Gehalt an verfügbarem Stickstoff im 
Sinne der § 2 Nummer 11 Düngeverordnung auf 
 

 
 

  

 a) Grünland 
 

   

  aa)  vom 1. Oktober bis zum Ablauf des 31. Januar 
 

V V V 

  bb) in der übrigen Zeit 
Ausnahme: Das Aufbringen von Gärsubstraten aus Biogas-
anlagen, die mit Stoffen betrieben werden, die nicht  Stoffe im 
Sinne der Bioabfallverordnung sind oder die mit Schlach-
tereiabfällen betrieben werden 
 

V 
V 

* 
G 

* 
G 

 b) landwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch genutzte Flächen 
 

   

  aa) in der Zeit von der Ernte der letzten Hauptfrucht bis Ablauf 
des 31. Januar des Folgejahres. Der Zeitraum verlängert sich 
bei einer Frühjahrsbestellung um einen Monat. 
Ausnahme: Der Verbotszeitraum für die Zone III a und III b 
beginnt erst am 16.September, wenn nach Ernte der letzten 
Hauptfrucht eine Zwischenfrucht oder Winterraps angebaut 
wird. 

 
bb) in der übrigen Zeit 

Ausnahme: Das Aufbringen von Gärsubstraten aus Biogas-
anlagen, die mit Stoffen betrieben werden, die nicht  Stoffe im 
Sinne der Bioabfallverordnung sind oder die mit Schlach-
tereiabfällen betrieben werden 

 

 
V 
 
 
 
 
 
 

V 
V 

 
V 
 
 
 
 
 
 
* 
G 

 
V 
 
 
 
 
 
 
* 
G 

 c) forstwirtschaftliche Nutzflächen V V V 
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 Zone 
II 
 

Zone 
III A 

Zone 
III B 

 
14. Aufbringen von unbehandelten Bioabfällen und Gemischen (Stoffe im 

Sinne der Bioabfallverordnung (Bioabfallverordnung)) auf landwirt-
schaftlich, erwerbsgärtnerisch oder forstwirtschaftlich genutzten Böden 
 

 
 

V 

 
 

V 

 
 

V 

15. Aufbringen von Klärschlamm im Sinne des § 2 Absatz 2 Klärschlamm-
verordnung  
 

V V V 

16. Aufbringen von Abfällen aus der Herstellung und Verarbeitung nicht-
landwirtschaftlicher Erzeugnisse und von nicht gütegesicherten Grünab-
fall- und Bioabfallkomposten auf landwirtschaftliche, erwerbsgärtneri-
sche oder forstwirtschaftliche Nutzflächen 
 

 
 

V 

 
 

V 

 
 

V 

17. Aufbringen von Rohschlamm sowie von Klärschlamm, der nicht unter 
die Regelungen der Schutzbestimmung Nummer 15 fällt 
 

 
V 

 
V 

 
V 

18. Aufbringen von Gärresten aus Biogasanlagen, die mit Gülle und/oder 
nachwachsenden Rohstoffen betrieben werden 
 

 
entsprechend den Rege-

lungen der Ziffer 13 
 

19. Aufbringen von Stallmist bei sofortiger Verteilung  
 

G * * 

20. Einrichten oder Erweitern von Kleingartenanlagen nach dem Bundes-
kleingartengesetz 
 

 
V 

 
G 

 
G 

21. Anbau von erwerbsgärtnerischen Kulturen 
 

V G G 

22. Lagerung von Wirtschaftsdünger, Gärresten aus Biogasanlagen, die mit 
Gülle oder nachwachsenden Rohstoffen betrieben werden, und Sekun-
därrohstoffdünger sowie Bau und Betrieb von Anlagen zur Lagerung 
solcher Stoffe 
 

   

 a) Bau und Betrieb von  
 

   

  aa) Erdbecken 
 

V V V 

  bb) Anlagen mit Sickerwasserkontrolle 
 

V G G 

  cc) sonstigen Anlagen 
 

V V V 

  zur Lagerung von flüssigem Dünger 
 

   

 b) 
 
 
 
 
c) 

Zwischenlagerung von Stallmist mit einem Trockensubstanzge-
halt von 25 % und höher außerhalb genehmigter Anlagen mit 
jährlich wechselndem Standort (Anforderungen gemäß RL 
MU/ML 23-62431/13)  
 
Lagerung von sonstigem Dünger außerhalb undurchlässiger An-
lagen 
 

 
 

 
V 
 
 
 

V 

 
G 
 
 
 

V 

 
G 
 
 
 

V 
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23. Anlegen von Gärfuttermieten 

 
   

 a) mit Gärfutter mit einem Trockensubstanzgehalt von 28 % und 
mehr  
 

 
 

 
 

 
 

  aa) bei jährlich wechselnden Standorten ohne dichte Sohle 
 

V * * 

  bb) bei vorübergehenden Gärfuttermieten mit Foliendichtung  
 

V * * 

  cc) bei festen Gärfuttermieten mit undurchlässiger Sohle 
 

V * * 

       
 b) mit Gärfutter mit einem Trockensubstanzgehalt von kleiner als  

28 % 
 

   

  aa) bei jährlich wechselnden Standorten ohne dichte Sohle 
 

V V V 

  bb) bei vorübergehenden Gärfuttermieten mit Foliendichtung 
 

V V V 

  cc) bei festen Gärfuttermieten mit undurchlässiger Sohle 
 

V G G 

24. Anwendung von Pflanzenschutzmitteln über die Regelungen des Pflan-
zenschutzgesetzes und der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung in 
der jeweils geltenden Fassung hinaus 
 

 
 

V 

 
 

V 

 
 

V 

25. Tierhaltung, soweit sie nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz ge-
nehmigungspflichtig ist 
 

 
V 

 
G 

 
G 

26. Beregnete Holzpolterplätze (Holzkonservierungsanlagen) 
 

V G G 

Wassergefährdende Stoffe außerhalb der VAwS 
 

   

27. Gewässerunterhaltung mit chemischen Mitteln 
 

V V V 

28. Lagern, Abfüllen oder Umschlagen von wassergefährdenden Stoffen 
gemäß § 62 Absatz 3 Wasserhaushaltsgesetz ohne Verwendung tropf-
sicherer Umfülleinrichtungen oder außerhalb von Einrichtungen, aus 
denen ein Eindringen in den Boden nicht möglich ist 
 

 
 
 

V 

 
 
 

V 

 
 
 

V 

29. Verwenden von wassergefährdenden Stoffen 
 

   

 a) Verwendung von radioaktiven Stoffen in offener Form oder Pro-
duktion dieser Stoffe 
 

 
V 

 
V 

 
V 

 b) Löschübungen und Erprobungen mit dem Löschmittel „Schaum“ 
 

V V V 

30. Transport wassergefährdender Stoffe, ausgenommen Anliegerverkehr 
 

V * * 

31. Befördern wassergefährdender Stoffe 
 

   

 a) in Rohrleitungsanlagen, die einer Zulassung nach dem Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung bedürfen  
 

V V V 

 b) in Feldleitungen, die der Bergaufsicht unterliegen V G G 
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32. Einbringen von wassergefährdenden Stoffen in den Untergrund, Abla-

gerung und Aufhalden dieser Stoffe 
 

 
V 

 
V 

 
V 

Abfälle, bauliche Anlagen1, Sondernutzungen 
 

   

33. Abfälle 
 

   

 a) Errichten von Anlagen zur Abfallbeseitigung und zur Abfallverwer-
tung; ausgenommen Eigenkompostierung im häuslichem Bereich 
 
 

 
V 

 
V 

 
G 

 b) Wesentliche Änderung bestehender Anlagen zur Abfallbeseiti-
gung und zur Abfallverwertung; ausgenommen Eigenkompostie-
rung im häuslichem Bereich 
 

 
V 

 
G 

 
G 

 c) Anlagen zur Behandlung oder Lagerung von Schrott und Auto-
wracks (ausgenommen Altautoannahmestellen) 
 

 
V 

 
V 

 
V 

 d) Einbau von mineralischen Abfällen und zugelassenen Ersatzbau-
stoffen mit definierten Schadstoffgehalten (soweit nicht in ande-
ren Ziffern dieser Verordnung geregelt) 
 

 
 

V 

 
 

G 

 
 

G 

34. Ausweisen von Baugebieten 
 

V G G 

35. Errichtung von baulichen Anlagen  
 

   

 a) die ausschließlich der reinen Wohnnutzung dienen 
 

V * * 

 b) für Gewerbezwecke oder eine Mischnutzung 
 

V G G 

 c) für landwirtschaftliche Betriebe 
 

V G G 

36. Neubau und Ausbau von befestigten, für Motorfahrzeuge zugelassenen 
Wegen, Straßen, Plätzen mit Ausnahme von land- und forstwirtschaftli-
chen Wirtschaftswegen  
 

   

 a) auf Grundlage der Richtlinien für bautechnische Maßnahmen an 
Straßen in Wasserschutzgebieten (RiStWag): 

V * * 

 b) nicht auf Grundlage der RiStWag 
 

V V V 

37. Eisenbahnlinien sowie Einrichtungen der Eisenbahn 
 

   

 a) Bau oder wesentliche Änderung von Bahnlinien 
 

V G * 

 b) Bau oder wesentliche Änderung von Güterumschlagsanlagen der 
Eisenbahn oder Rangierbahnhöfen 
 

 
V 

 
V 

 
G 

38. Verwendung von wassergefährdenden auswaschbaren Materialien zum 
Straßen-, Wege- oder Wasserbau 
 

 
V 

 
V 

 
V 

39. Bau von Start-, Lande- und Sicherheitsflächen sowie Ausweisung von    

1 Für Änderungen von baulichen Anlagen gelten die nachstehenden Bestimmungen, wenn sie einer Änderung 
der Nutzung nach Art und Umfang dienen und hierdurch mehr wassergefährdende Stoffe (größere Menge, 
höhere Konzentration) anfallen oder verwendet werden 
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Anflugsektoren und Notabwurfflächen des Luftverkehrs 
 

V V G 

40. Bau und wesentliche Änderung von militärischen Anlagen und Übungs-
plätzen 
 

 
V 

 
G 

 
G 

41. Durchführen von Manövern und Übungen von Streitkräften oder ähnli-
chen Organisationen, soweit sie nicht dem DVGW-Merkblatt W 106 
entsprechen 
 

 
 

V 

 
 

V 

 
 

V 

42. Freizeitanlagen 
 

   

 a) Bau von Campingplätzen, Sportanlagen und Badeanstalten 
 

V G G 

 b) Neuanlage von Wurfscheibenschießständen 
 

V V V 

 c) Motorsportveranstaltungen außerhalb öffentlicher Verkehrswege 
 

V G G 

43. Friedhöfe 
 

   

 a) Neuanlage von Friedhöfen (inkl. Tierfriedhöfen) 
 

V G G 

 b) Erweiterung von bestehenden Friedhöfen (inkl. Tierfriedhöfen) 
 

V G G 

44. Vergraben oder Ablagern von Tierkörpern und Tierkörperteilen (außer 
im Rahmen ordnungsgemäßer Jagdausübung) 
 

 
V 

 
V 

 
V 

45. Fischteiche und Fischteichbewirtschaftung 
 

   

 a) Anlegen oder wesentliche Änderung von Fischteichen und Netz-
gehegehaltungen 
 

   

  aa) mit Freilegung des Grundwassers 
 

V V V 

  bb) ohne Freilegung des Grundwassers 
 

V G G 

 b) Intensivierung der Bewirtschaftung von Fischteichen und Netzge-
hegehaltungen 
 

V G G 

Bodeneingriffe 
 

   

46. Gewinnung von Bodenschätzen und Erdaufschlüsse, durch die Deck-
schichten auf Dauer vermindert werden 
 

   

 a) mit Freilegung des Grundwassers 
 

V V G 

 b) ohne Freilegung des Grundwassers 
 
 

V G G 

47. Erdaufschlüsse, die räumlich und zeitlich eng begrenzt sind (zum Bei-
spiel Ausgrabungen, Ausschachtungen im Zusammenhang mit Bau-
maßnahmen) sowie alle über die ordnungsgemäße land- und forstwirt-
schaftliche Bodennutzung hinausgehenden Bodeneingriffe von mehr als 
3 m Tiefe 
 

 
 
 

V 

 
 
 

G 

 
 
 

G 

48. Anlagen und Maßnahmen des Bergbaus mit Eingriff in die Deckschich- V G G 
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49. Sprengungen 
Ausnahme: Maßnahmen zur Gefahrenabwehr, zum Beispiel im Rah-
men eines Tätigwerden des Kampfmittelräumdienstes 
 

V G G 

50. Bohrungen (mit Ausnahme für die öffentliche Wasserversorgung) 
 

   

 a)     Bohrungen jeglicher Art von mehr als 5 Meter Tiefe 
 

V G G 

51. Erdwärmenutzung 
 

   

 a) oberhalb eines Grundwasserleiters 
 

G G G 

 b) mit Erschließung eines Grundwasserleiters 
 

V G G 
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B e g r ü n d u n g 
zur Verordnung über die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes 

für das Wasserwerk Blumenthal der swb Netze Bremen GmbH & Co. KG 
 
 
Allgemeines  
 
Die swb Netze GmbH & Co. KG hat die Ausweisung eines Wasserschutzgebietes für das im Ver-
ordnungstext beschriebene und in Kartenform dargestellte Gebiet in Bremen Blumenthal und im 
benachbarten niedersächsischen Ortsteil Beckedorf der Gemeinde Schwanewede zum Schutz der 
Grundwasserförderung für die Trinkwasserversorgung beantragt.  
 
Um im Sinne des Vorsorgeprinzips einen langfristigen Schutz des Trinkwasservorräte vor nachteili-
gen Einwirkungen gewährleisten zu können und somit die Qualität des Trinkwasservorkommens 
und infolge dessen eine langfristige standortnahe Trinkwasserversorgung der Bevölkerung sowie 
der Industrie- und der Gewerbebetriebe in Bremen-Nord zu sichern, ist für die Wasserfassung Blu-
menthal eine Neuausweisung des Schutzgebietes erforderlich.  
 
Für die seit Jahrzehnten bestehende Wasserfassung gilt seit 1986 die „Verordnung über die Fest-
setzung eines Wasserschutzgebietes für das Wasserwerk Blumenthal der Stadtwerke Bremen AG“, 
kurz „Wasserschutzgebietsverordnung Blumenthal“. Auch für die im angrenzend niedersächsischen 
Gebiet liegenden Flächen ist von der damaligen Bezirksregierung Lüneburg am 08.04.1988 eine 
entsprechende Verordnung erlassen worden. Diese wurde jedoch aufgrund eines Normenkontroll-
verfahrens mit Beschluss des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg hinsichtlich ihrer Bestimmungen 
zu der Schutzzone III B, aufgehoben. 
 
Zur Förderung des Grundwassers zu Trinkwasserzwecken betreibt die swb Netze Bremen GmbH 
& Co. KG im beantragten Schutzgebiet insgesamt drei Grundwasserentnahmen. Für die Brunnen 
auf dem im bremischen Gebiet liegenden Wasserwerksgelände Blumenthal sowie im angrenzenden 
Ortsteil Beckedorf mit einer Entnahme in Höhe von insgesamt 4,3 Millionen m3 / Jahr wurde von der 
Wasserbehörde Bremen (auf Grundlage eines zwischen Bremen und Niedersachsen abgeschlos-
senen Verwaltungsabkommens) am 06.03.2008 eine wasserrechtliche Bewilligung erteilt. Weitere 
Einzelbrunnen werden an den Standorten „Striekenkamp“ (Brunnen 16) und „Eggestädter Straße“ 
(Brunnen 17) betrieben. 
 
Aufgrund der mit dieser Bewilligung neu bewilligten Mengen und vor dem Hintergrund der im nie-
dersächsischen Gebiet durch Gericht aufgehobenen Zone III B des bisherigen Wasserschutzgebie-
tes wurde die Neufestsetzung des Wasserschutzgebietes Blumenthal erforderlich. Die Festsetzung 
wird durch die gesetzliche Ermächtigung der §§ 51 bis 52 des Wasserhaushaltsgesetzes sowie 
§§ 91 bis 93 Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) bzw. §§ 47 bis 49 Bremisches Wassergesetz 
begründet.  
 
Das festzusetzende Wasserschutzgebiet erstreckt sich sowohl auf bremisches als auch auf nieder-
sächsisches Gebiet. Auf Grundlage eines Verwaltungsabkommens von 2003 zwischen den beiden 
Ländern erfolgt die Durchführung des Ausweisungsverfahrens federführend durch die obere Was-
serbehörde Bremen beim Senator für Umwelt, Bau und Verkehr. Es sind jedoch zwei durch die ge-
meinsame Landesgrenze getrennte Schutzgebietsverordnungen von den landesrechtlich jeweils 
zuständigen Hoheitsträgern zu erlassen.  
 
Fachliche Grundlage der Ausweisung ist ein im Auftrag der swb Netze GmbH & Co. KG erstelltes 
hydrogeologisches Gutachten. Dieses ist auf Basis der Anforderungen des Arbeitsblattes W 101 
„Richtlinien für Trinkwasserschutzgebiete; Teil 1“ der Deutschen Vereinigung des Gas- und Wasser-
faches e.V. (DVGW) von Juni 2006 und unter Berücksichtigung der Anforderungen aus den Ge-
oFakten „Hydrogeologische und bodenkundliche Anforderungen an Anträge zur Festsetzung von 

Seite 1 von 3 
 



 
 

Wasserschutzgebieten für Grundwasser“ (Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie) erstellt 
und vom Antragsteller vorgelegt worden. 
 
Mit diesem Gutachten waren vorhandene technische Daten zu dokumentieren, die für die Auswei-
sung des Gebietes von Bedeutung sind. Weiterhin wurden Erkenntnisse zum natürlichen und tech-
nischen Grundwasserschutz und zu potentiellen Gefährdungen der guten Grundwasserqualität im 
Einzugsgebiet ausgewertet. 
 
Die örtliche Abgrenzung des Wasserschutzgebietes sowie die Bemessung der Schutzzonen erfolg-
ten auf der Grundlage des vom Antragsteller vorgelegten Gutachtens. Bei der Ausweisung des Ge-
bietes sind hieraus resultierende Nutzungsansprüche zu berücksichtigen. Grundlage für die Festle-
gung der Verbote und Beschränkungen sind die „Verordnung über Schutzbestimmungen in Was-
serschutzgebieten (SchuVO)“ des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt und Klimaschutz 
vom 09.11.2009 (Nds.GVBl. S. 431) sowie das oben bereits erwähnte Arbeitsblatt W 101 des 
DVGW. Mit dem Erlass der Verordnung werden Handlungen und Anlagen aus vorsorglichen Grün-
den beschränkt, die Auswirkungen auf das Grundwasser haben können.  
 
 
Zu den einzelnen Bestimmungen 
 
zu § 1 (Schutzzweck) 
Grundlage für die Festsetzung des Schutzgebietes sind die Grundwasserentnahmen für die öffentli-
che Trinkwasserversorgung. Hierbei handelt es sich um eine Aufgabe der Daseinsvorsorge. 
 
 
zu § 2 (Beschreibung der Schutzzonen)  
Die Bemessung der Schutzzonen richtet sich nach den „Richtlinien für Trinkwasserschutzgebiete; 
Teil 1“ Arbeitsblattes W 101 der Deutschen Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW) 
von Juni 2006. 
 
In den jeweiligen Verordnungen für Bremen und Niedersachsen ist die Beschreibung des Schutz-
gebietes mit seinen Schutzzonen und Begrenzungen insgesamt und inhaltsgleich aufgenommen 
worden. Die mit der Verordnung festgelegten Bestimmungen gelten für den jeweiligen Hoheitsbe-
reich. 
 
 
zu § 4 (Schutzbestimmungen) 
Mit den geregelten Beschränkungen soll der besondere Schutz des Gewässers durch Beeinträchti-
gungen zum Wohl der Allgemeinheit und im Interesse der öffentlichen Wasserversorgung gewähr-
leistet werden. Hierbei sind entsprechende Handlungen und Anlagen mit Gefährdungspotenzial in 
den jeweiligen Schutzzonen beschränkt zulässig oder verboten. Diese Schutzanordnungen sollen 
eine wirksame Abwehr nachteiliger Einwirkungen auf die Qualität des Grundwassers bieten. 
 
 
zu §§ 5 bis 7 (Aufzeichnungspflichten, Düngung, Einsichtnahme / Untersuchungen) 
Die Bewirtschaftung von Ländereien durch Land-, Vieh- und Forstwirte birgt durch die Aufbringung 
von Düngern und Pflanzenbehandlungsmitteln potenziell Gefahren für den Untergrund und die Ge-
wässer. Die Einhaltung der damit im Zusammenhang stehenden gesetzlichen Grundlagen hat für 
die Minimierung des Eintrags von Stoffen und Organismen, welche die Beschaffenheit des Grund-
wassers beeinträchtigen können, eine besondere Bedeutung und wird mit den getroffenen Rege-
lungen entsprechend berücksichtigt. 
 
 

Seite 2 von 3 
 



 
 

zu § 8 (Genehmigungen und Befreiungen) 
Die Regelung ermöglicht im Einzelfall eine Befreiung von Beschränkungen als Ausnahmemöglich-
keit im Härtefall. Die Verpflichtung zur Erteilung einer Befreiung nach Abs. 1 Satz 2 entspricht der 
Regelung des § 52 Abs. 1, letzter Satz WHG. 
 
 
zu § 9 (Bestandsschutz) 
Gegenwärtig ausgeübte gewerbliche Nutzungen bleiben - in den Grenzen der Rechtmäßigkeit be-
stehender Vorschriften - aufgrund dieser Bestandsschutzvorschrift praktisch unberührt. Einschrän-
kende wasserbehördliche Anordnungen dürfen hier nur insoweit erfolgen, als das Grundwasser 
unmittelbar vor Gefahren geschützt werden müsste. 
 
 
zu § 10 (Überwachung) 
Die regelmäßige Überwachung des Schutzgebietes durch die zuständige Behörde dient der Einhal-
tung der Verordnung sowie der Erfolgskontrolle von Schutzmaßnahmen. Sie ermöglicht die frühzei-
tige Feststellung von Einflüssen, die eine nachteilige Veränderung der Beschaffenheit des Grund-
wassers besorgen lassen und die rechtzeitige Einleitung von Gegenmaßnahme der Gewässerauf-
sicht.  
 
 
zu § 11 (Entschädigung, Ausgleich) 
Aufgrund der neuen Rechtsprechung zielen Schutzanordnungen nicht auf eine Enteignung ab, son-
dern sind lediglich eine Inhaltsbestimmung des Eigentums. Die neuen Bestimmungen des Wasser-
haushaltsgesetzes haben dieser Feststellung dadurch Rechnung getragen, dass für die unzumutba-
re Beschränkung des Eigentums eine Entschädigung zu leisten ist, soweit sie nicht durch andere 
Maßnahmen vermieden oder ausgeglichen werden kann (§ 52 Abs. 4 WHG).  
 
Weiterhin ist durch Absatz 5 eine Ausgleichspflicht für wirtschaftliche Nachteile geregelt, die sich 
durch erhöhte Anforderungen an die ordnungsgemäße landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche 
Nutzung ergeben. Im Gegensatz zur Entschädigung erfasst dieser Ausgleichsanspruch Auswirkun-
gen auf die Grundstücksnutzung, die den Betroffenen an sich ohne Verstoß gegen die grundgesetz-
lich geschützten Eigentumsrechte entschädigungslos zuzumuten wären. Diese Ausgleichspflicht gilt 
in Niedersachsen gemäß § 93 Abs. 1 NWG entsprechend auch für Einschränkungen der erwerbs-
gärtnerischen Nutzung.  
 
 
zu § 12 (Ordnungswidrigkeiten) 
Grundlage für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten ist § 103 Abs. 1 Nr. 8 WHG. In § 12 dieser 
Verordnung werden die jeweiligen Tatbestände geregelt. 
 
 
zu § 13 (Inkrafttreten) 
Es wird das Inkrafttreten der Verordnung geregelt. Hierzu ist ebenso eine Bestimmung erforderlich, 
dass das bisherige Schutzgebiet, welches zum Teil mit der Neuausweisung flächengleich ist, auf-
gehoben wird. 
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Brunnen

Landesgrenze

Schutzgebietsgrenze

Zonengrenze IIIa/IIIb
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